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beim Bundesminister des Auswärtigen 

L 1-86.13 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Die Beziehungen zwischen Chile und Deutschland 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Strauß, Dr. Gradl, 
Dr, Marx (Kaiserslautern), Kiep, Wohlrabe und Genos- 
sen 

- Drucksache VI/2206 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit wie 
folgt: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Maßnahmen der chileni- 
schen Regierung gegenüber deutschem Eigentum und deut- 
schen Einrichtungen in Chile? 

Die chilenische Regierung führt ein Sozialisierungs- und Re- 
formprogramm durch, zu dessen Zielen u. a. auch die Ent- 
eignung in- und ausländischen Privateigentums gehört. Ohne 
sich in die inneren Angelegenheiten Chiles einmischen zu wol- 
len, verfolgt die Bundesregierung mit Sorge die möglichen Aus- 
wirkungen dieses Programms auf deutsches Eigentum und deut- 
sche Einrichtungen. Die Regierung Allende hat schon wenige 
Wochen nach Amtsantritt die Kupferindustrie, die Privatbanken 
und drei Textilfabriken in Staatseigentum übergeführt. Hierbei 
sind vor allem amerikanische Interessen berührt worden, aber 
auch deutschen Exporteuren, die die maschinelle Ausrüstung 
der enteigneten Textilfabriken geliefert haben, drohen Ver- 
luste. 

Die nunmehr forciert betriebene Landreform hat inzwischen 
auch einen Teil der Landbesitzer deutscher Staatsangehörig- 
keit erfaßt. 

Die chilenische Regierung stützt sich hierbei auf ein Landreform- 
gesetz, das schon während der Amtszeit von Präsident Frei er- 
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lassen worden war. Die Bundesregierung bedauert die Maß- 
nahmen der chilenischen Regierung gegenüber deutschem 
Eigentum in Chile, da hierdurch nicht nur die wirtschaftlichen 
Beziehungen beeinträchtigt werden können. 

Bei Fortsetzung der Enteignungen in der Landwirtschaft wird 
eine Bevölkerungsgruppe mit starkem deutschen Anteil be- 
troffen werden, die maßgeblich zum Aufbau des Südens von 
Chile beigetragen hat. Die chilenische Regierung sollte dies 
nicht übersehen. 


2. Welche Schritte beabsichtigt sie zu deren Schutz zu ergreifen? 

Nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätzen dürfte eine 
Enteignung deutschen Eigentums dann nicht als völkerrechts- 
widrig angesehen werden können, wenn sie aufgrund eines 
Gesetzes erfolgt und nicht in diskriminierender Weise allein 
gegen deutsche Staatsangehörige gerichtet ist und wenn dar- 
über hinaus eine angemessene und effektive Entschädigung ge- 
zahlt wird. 

Wie schon gesagt, bezieht sich die chilenische Regierung bei 
ihren Enteignungsmaßnahmen auf geltende Gesetze. Schritte 
der Bundesregierung können sich daher nur darauf erstrecken, 
besondere Härten zu vermeiden, auf eine angemessene Ent- 
schädigung der Betroffenen hinzu wirken und für eine Transfer- 
genehmigung einzutreten. 

In diesem Sinne hat sich die Bundesregierung in den vergange- 
nen Monaten bei ihren Kontakten mit Chilenen sehr deutlich 
geäußert. Sie hat keinen Zweifel darüber gelassen, daß die Art 
der Behandlung deutschen Eigentums und deutscher Einrichtun- 
gen einen wesentlichen Einfluß auf die Gestaltung der künfti- 
gen bilateralen Beziehungen haben wird. Die Bundesregierung 
hat den Eindruck, daß ihre Vorstellungen auf chilenischer Seite 
Verständnis für die Bedeutung der Frage geweckt haben. 

Sie wird ihre Bemühungen fortsetzen. 


3. Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung zwischen 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen Chiles mit der 
„DDR" und der unfreundlichen Haltung Chiles gegenüber deut- 
schem Eigentum und deutschen Einrichtungen in Chile? 

Die Bundesregierung sieht keinen Zusammenhang zwischen der 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen Chiles mit der „DDR" 
und Enteignungen deutschen Eigentums. Die Maßnahmen der 
chilenischen Regierung richten sich ohne Unterschied sowohl 
gegen Inländer wie Ausländer. Die Bundesregierung hat jeden- 
falls bisher keinen Grund zu der Annahme, daß Deutsche in 
erster Linie betroffen wären oder härter behandelt würden als 
andere Eigentümer. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudisadie VI/2252 


4. Mit welchen Argumenten hat der Staatssekretär im Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Professor Sohn, 
bei seinem kürzlichen Besuch in Chile gegenüber dem dortigen 
Staatspräsidenten die Haltung der Bundesregierung zur Auf- 
nahme diplomatischer Beziehungen zwischen Chile und der 
„DDR" vertreten? 

Staatssekretär Sohn hat bei seinen Gesprächen in Santiago dem 
chilenischen Präsidenten und Mitgliedern seines Kabinetts vor 
Augen geführt, daß eine Anerkennung der DDR zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt den von der Bundesregierung angestrebten 
innerdeutschen Dialog erschwere und von der deutschen Öffent- 
lichkeit nicht verstanden werden würde. Er hat die chilenische 
Regierung gebeten, mit der Anerkennung zurückzuhalten, so- 
lange die innerdeutschen Gespräche nicht abgeschlossen sind. 
Diese Ausführungen wurden mit dem Hinweis auf die traditio- 
nell guten, freundschaftlichen und bisher ungetrübten Beziehun- 
gen zu Chile verbunden. In diesem Zusammenhang ist auch auf 
die große Bedeutung der engen Wirtschaftsbeziehungen zwi- 
schen den beiden Ländern und die vertrauensvolle und erfolg- 
reiche Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe 
hingewiesen worden. 


5. Hat die Bundesregierung - zumal angesichts der Erfahrungen 
in Guinea - die Sorge, daß die Aufnahme diplomatischer Be- 
ziehungen zwischen Chile und der „DDR" zu Störungen des 
Verhältnisses zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Chile und zur Beeinträchtigung der ökonomischen und kulturel- 
len deutschen Beiträge in Chile führen kann? Was gedenkt die 
Bundesregierung vorsorglich zu tun? 


Die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen Chile und 
der DDR könnte nur dann zu den in der Frage aufgeführten 
nachteiligen Folgen führen, wenn die chilenische Regierung 
dies zuließe. Sie hat jedoch wiederholt und in offizieller Form 
zum Ausdruck gebracht, daß ihr an dem Fortbestehen des guten 
Verhältnisses zur Bundesrepublik Deutschland trotz Anerken- 
nung der DDR sehr gelegen sei. Die Bundesregierung hat die 
chilenische Regierung wissen lassen, daß wir dieser Zusicherung 
einen hohen Wert bei der Gesamtüberprüfung unserer Bezie- 
hungen zu Chile beimessen. 


Moersch 



